
Eine Mitglieds-
einrichtung
stellt sich vor!

AKAB e.V. in Aktion

Anwendung des Tarifrechts zugunsten der KollegInnen

Arbeitsrecht

In der Präambel des gültigen
Mitarbeitervertretungsgesetzes
Kurhessen-Waldecks (MVG.KW)
steht geschrieben: „Kirchlicher
Dienst ist durch den Auftrag be-
stimmt, das Evangelium in Wort
und Tat zu verkündigen. Alle
Frauen und Männer, die beruf-
lich in Kirche und Diakonie tätig
sind, wirken als Mitarbeiter an
der Erfüllung dieses Auftrages
mit. Die gemeinsame Verant-
wortung für den Dienst der Kir-
che und ihrer Diakonie verbindet
Dienststellenleitungen und Mit-
arbeiter zu einer Dienstgemein-
schaft und verpflichtet sie zu ver-
trauensvoller Zusammenarbeit.“

Ich stelle mir folgendes vor: Ein
Mensch hat eine Idee für ein Pro-
dukt und stellt es her. Bald ist die
Nachfrage so groß, dass er eine
zweite Person einstellt. Die
Nachfrage wächst und immer
mehr Mitarbeitende sind erfor-
derlich. Der Mensch wird zum
Unternehmer und schaut sich in
seinem Lebensfeld nach weiteren
Mitarbeitenden um. Er sorgt sich
um die Mitarbeitenden und ihre
Lebensumstände. Es sind alle ge-
meinsam interessiert (mit unter-
schiedlichen Verantwortungen)
den Betrieb am Laufen zu halten
und üben notfalls gemeinsam
Verzicht bei einer Flaute.

Dienstgemeinschaft (gemeinsa-
me Verantwortung) wird in Dia-
konie und Kirche vorausgesetzt,
aber die Rahmenbedingungen
haben sich verändert. Die Dienst-
gemeinschaft hat keinen Einfluss
auf die Bezahlung der Mitarbei-
tenden, wenn, wie in der Diako-
nie, die Arbeitsvertragsrichtlinien
angewandt werden. Oder: Ko-
stenträger definieren einseitig
welches Geld sie für welche Lei-
stung zahlen wollen.
Diakonie und Kirche stellen Ar-
beitsplätze bereit um ihren Auf-
trag (Dienstleistung) zu erfüllen.
Menschen nehmen, als abhängig
Beschäftigte, diese Arbeitsplätze

an.
Es besteht keine „Augenhöhe“.
Mitarbeitende wählen ihre Inter-
essenvertretungen nach den Ge-
setzen, mit einer Amtszeit von
vier Jahren. Dienstgebervertreter
/ Arbeitgebervertreter sind „un-
befristet“ eingesetzt und werden
nicht von den Mitarbeitenden
gewählt.
Welche Voraussetzungen sind zu
schaffen, damit Menschen für
Menschen da sein können? Das
besondere Recht / Arbeitsrecht
(Dienstgemeinschaft) der Diako-
nie und Kirche muss gepflegt
und gelebt werden, wenn es da-
bei bleiben soll. rz

StelltELENAuns
unter General-
verdacht …?
Die Umset-
zung des ELE-
N A - Ve r f a h -
rens steht un-
ter scharfer
Kritik von Da-
tenschützer,
da damit Persönlichkeitsrechte
missachtet und Arbeitnehmer
unter Generalverdacht gestellt
werden. Nun ist eine Verfas-
sungsbeschwerde angestrengt
und das Bundesverfassungsge-
richt muss seine Rechtmäßigkeit
überprüfen. Seite 2

Ver.di-Mitglieder wählen ihre
Gremien neu
Mitglieder der Gewerkschaft
ver.di wählen im Abstand von
vier Jahren auf allen Ebenen der
Organisation bzw. in allen Bezir-
ken ihre Delegierten und ihre
Vorstände neu und beeinflussen
über Anträge und Beschlüsse
damit auch die Politik ihrer Ge-
werkschaft. Seite 3

B e t r i e b s r a t
stellt sich vor
In dieser Aus-
gabe antwor-
ten Betriebsrä-
te des Lebens-
h i l f e w e r k s
Rheingau-Tau-
nus e. V. auf
Fragen zu Mo-

tive und Ziele ihrer Arbeit Seite 4

Der Tarifvertrag zur Regelung
flexibler Arbeitszeiten für ältere
Beschäftigte (TV FlexAZ) vom
27. Februar 2010 hat neue
Grundlagen für die Änderung
des Arbeitsverhältnisses in ein
Altersteilzeitarbeitsver-
hältnis geschaffen.
Mit dem Gesetz zur För-
derung eines gleitenden
Übergangs in den Ru-
hestand (Altersteilzeit-
gesetz) wurden mit
Wirkung zum 1. August
1996 für Arbeitgeber
und Arbeitnehmer Rah-
menbedingungen für
Vereinbarungen über
Altersteilzeitarbeit ge-
schaffen.
Das Altersteilzeitgesetz bot älte-
ren Arbeitnehmern die Möglich-
keit, ihre Arbeitszeit nach Vollen-
dung des 55. Lebensjahres auf
die Hälfte zu vermindern und er-
öffnet jüngeren Erwerbslosen
und Ausgebildeten eine (zusätz-
liche) Zugangsmöglichkeit zum
Arbeitsmarkt.
Die Altersteilzeitvereinbarung
muss immer mindestens bis zum
Eintritt in die Rente reichen, auch

wenn damit Rentenkürzungen
bei vorzeitigem Renteneintritt
verbunden sind.
Für Altersteilzeitarbeit, die nach
dem 1. Juli 2004 begann wurde
die gesetzliche Aufstockungsre-

gelung durch den Verzicht auf
die zusätzliche Mindestnettoauf-
stockung vereinfacht.
Da die maximale Förderdauer 6
Jahre beträgt, läuft die Förde-
rung dieser Altfälle grundsätzlich
zum 30. Juni 2010 aus.
Der Tarifvertrag FlexAZ hat nun
diese auslaufenden Regelungen
zum gleitenden Übergang in den
Ruhestand für TVöD und TV-V
tariflich geregelt und damit ei-
nen Einstieg in die Fortführung

der Altersteilzeit ermöglicht.
Bis zum Erreichen einer Quote
von 2,5% der Beschäftigten ei-
nes Betriebes zum Stichtag 31.
Mai des Vorjahres besteht der in-
dividuelle Anspruch auf Verein-

barung ein Altersteilzeit-
arbeitsverhältnis für Be-
schäftigte, die das 60.
Lebensjahr vollendet ha-
ben und in den letzten
fünf Jahren vor Beginn
der Altersteilzeitarbeit
mindestens 1080 Kalen-
dertage versicherungs-
pflichtig Beschäftigt wa-
ren.
Die Vereinbarung von
Altersteilzeitarbeit muss

drei Monate vor Beginn bean-
tragt sein, auf die hälftige Ar-
beitszeit der bisherigen reduziert
sein, darf maximal fünf Jahre
dauern und muss bis zum ersten
Rententag reichen.
Beschäftigte, die alle vorstehen-
den Vorrausetzungen erfüllen,
erhalten das auf das Teilzeitar-
beitsverhältnis entfallende Ent-
gelt um 20% aufgestockt und
zusätzliche Beiträge zur Renten-
versicherung. rs
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Die Lebenshilfe Limburg
gGmbH ist nicht Mitglied im
Arbeitgeberverband (VKA).
Durch einzelvertragliche Re-
gelungen in den Arbeitsverträ-
gen erfolgt aber eine ta-
rifrechtliche Bindung an
den TVöD-VKA.
Die Tarifeinigung vom
27.07.2009 im Sozial-
und Erziehungsdienst
(SuE) brachte nicht nur
Änderungen in den Ent-
gelten, sondern auch ei-
ne individuelle Überlei-
tung der betroffenen ta-
rifbeschäftigten Kolle-
gInnen in eine Entgelt-
gruppe der S-Entgelttabelle.
Stichtag für die Überleitung
war der 01.11.2009.
Im Januar und Februar 2010
fanden Besprechungen mit Be-
teiligung der Personalabtei-
lung, der Geschäftsführung
und des Betriebsrates zur indi-
viduellen Überleitung der tarif-
beschäftigten KollegInnen
statt. Grundlage für die Ein-
gruppierung in die Entgeltta-
belle des SuE waren die Tätig-
keitsmerkmale und die ent-
sprechenden Protokollerklä-
rungen in der Anlage zu dem
Tarifabschluss.
Dies hört sich einfach an, weil
eigentlich alles klar sein müs-
ste, die Realität ist aber eine

andere. Die tarifrechtlichen
Formulierungen bieten beiden
Seiten, Betriebsrat wie Ge-
schäftsführung einen gewissen
Interpretationsspielraum, bei-

spielsweise bei der Vergütung
der KollegInnen im Betreuten
Wohnen, beim Sozialen Dienst
in den Werkstätten oder bei
der Frühförderung.
Bei der Lebenshilfe Limburg
hat man sich darauf geeinigt,
für diese Arbeitsbereichen das
Tarifrecht so zu lesen, dass die
KollegInnen nach der – höhe-
ren -Entgeltgruppe S-12 und
nicht nach der S-11 vergütet
werden, wie es beispielsweise
bei der Lebenshilfe Gießen e.V.
der Fall ist.
Entscheidend ist, dass als
Grundlage für die Eingruppie-
rung die Arbeitsleistung als ei-
ne nach dem Tarif „schwierige
Tätigkeit“ anerkannt wird. Bei

den KollegInnen im Betreuten
Wohnen war man sich einig,
dass auf sie das Kriterium „be-
gleitende Fürsorge für Heim-
bewohner und nachgehende

Fürsorge für ehemalige
Heimbewohner“ zu-
trifft (Protokollerklä-
rung 11), was als
schwierige Tätigkeit
anerkannt ist.
Diese begleitende Für-
sorge für Heimbewoh-
ner und nachgehende
Fürsorge für ehemalige
Heimbewohner lässt

sich auch auf die Sozial-
arbeiterInnen und Sozi-

alpädagogInnen im Sozialen
Dienst der Werkstatt anwen-
den.
Für die SozialarbeiterInnen und
SozialpädagogInnen in der
Frühförderung ist die Zuord-
nung zu „schwierigen Tätig-
keiten“ nicht direkt aus den
Protokollerklärungen ersicht-
lich. Die Wortwahl „Schwieri-
ge Tätigkeiten sind z. B.“ lässt
aber den Schluss zu, dass die
Auflistung hier nicht abschlie-
ßend ist. Auch hier konnte eine
positive Einigung im Sinne der
KollegInnen gefunden werden.

Walter Weil,
Betriebsrats-Vorsitzender bei
der Lebenshilfe Limburg

Auf der letzten MV am 22. Februar in Gelnhausen
war die Refinanzierung der Behindertenhilfe Thema

Tarifvertrag regelt Fortführung der Altersteilzeit
Gleitender Übergang in den Ruhestand ab 60. Lebensjahr möglich

Mit seinem Urteil vom 21.
10. 2009 entscheidet das
LAG Mecklenburg-Vorpom-
mern, dass der Arbeitgeber
seinen Beschäftigten keine
Schweigepflicht über ihre Ge-
hälter auferlegen darf (2 Sa
183/09 Abruf-Nr. 100576).
Zur Sache: Ein Arbeitnehmer
wurde abgemahnt, weil er mit
seinen Kollegen offen über die
Kürzung seines Gehaltes ge-
sprochen hatte. Der Arbeitge-
ber berief sich auf eine Klausel
im Arbeitsvertrag die ihn ver-
pflichtet Stillschweigen über
sein Gehalt zu bewahren.
Das LAG wie auch vorinstanz-
lich das Arbeitsgericht Schwe-
rin haben entschieden, dass
die Abmahnung unwirksam
ist und aus der Personalakte
entfernt werden muss.
Die Klausel in dem Arbeitsver-

trag, die den Arbeitnehmer
verpflichtet die Höhe seiner
Bezüge vertraulich zu behan-
deln ist unwirksam. Sie stellt
eine unangemessene Benach-
teiligung des Arbeitnehmers
entgegen den Geboten von
Treu und Glauben im Sinne
von § 307 BGB dar.
Die Arbeitsgerichte begrün-
den ihre Entscheidung mit
dem Hinweis auf die Ver-
pflichtung des Arbeitgebers,
bei der Lohngestaltung den
Gleichbehandlungsgrundsatz
zu beachten. Welche Mög-
lichkeiten der Überprüfung
bleiben dem Arbeitnehmer,
wenn ihm untersagt ist sich
mit seinen Kollegen auszutau-
schen?
Unser Kollege Roland Schlund
hat treffend kommentiert: Ar-
beitgeber sollten bedenken,

dass eine per Arbeitsvertrag
verordnete Geheimniskräme-
rei bestens geeignet ist die
Gerüchteküche anzuheizen,
was dem Betriebsfrieden
ebenfalls abträglich sein kann.
Was lernen wir aus solchen
Ereignissen? Arbeitnehmer
müssen sich mit ihrem Ar-
beitsplatz auseinandersetzen.
Eine echte Solidarität kann
nur entstehen, wenn im Kolle-
gInnenkreis offen über Vergü-
tung, Arbeitsverträge, Dien-
stanweisungen usw. gespro-
chen wird.
Was sagen schlaue Arbeitge-
beranwälte: „Nicht alles was
wir nicht dürfen, sollten wir
auch aus dem Arbeitsvertrag
nehmen. Manches wirkt ein-
fach deswegen, weil es drin-
steht. Schwarz auf weiß
eben.“ rr

LAG Mecklenburg-Vorpommern verbietet Maulkorb

Auch für den Tarifvertrag zur Altersteilzeit musste
auf der Straße gekämpft werden

Zu den Angeboten der Lebenshilfe
Rheingau-Taunus e.V. gehören 2
Wohnhäuser (63 Plätze), 2 integrati-
ve Kindertagesstätten (140 Plätze), 1
Frühförderstätte sowie Betreutes
Wohnen für Menschen mit geistiger
Behinderung (40 Plätze). Insgesamt
sind ca. 85 Mitarbeiter beschäftigt.
Die Lebenshilfe Rheingau-Taunus ist
Mitglied im Arbeitgeberverband und
somit tarifgebunden. Stellvertretend
für den Betriebsrat beantwortet der
Vorsitzende Michael Wejbera die
Fragen.

Was ist Eure Hauptmotivation
BR-Arbeit zu machen?

Anfangs ging es darum, dass der BR
überhaupt erhalten bleibt. Natürlich
wollen wir alle die Belange der Kol-
legInnen vertreten, daher ist es
auch wichtig, dass möglichst jede
unserer Einrichtungen im BR vertre-
ten ist. Wir alle sind an einer kon-
struktiven Zusammenarbeit mit der
Leitung interessiert, welche bei uns
zum Glück auch möglich ist.

Was geht Dir bei dem Wort
Sparpolitik durch den Kopf?

Arbeitsverdichtung durch Personal-
abbau, Qualitätsrückgang durch
steigende Belastungen, Verschlech-
terung der Arbeitsbedingungen,
Demotivation der MitarbeiterInnen.
Und all das geht sowohl zu unseren
als auch zu Lasten der Menschen,
die auf unsere Hilfe und Unterstüt-
zung angewiesen sind.

Welche Unterstützung bietet Dir
der AKAB e.V. in der Alltagsarbeit?

Über den AKAB haben wir gerade
als neu gewählter BR in der ersten
Amtszeit kompetente Ansprech-
partner und KollegenInnen gefun-
den, an die wir uns bei Fragen oder
Problemen immer wenden konn-
ten. Des Weiteren wurden in den
Mitgliederversammlungen immer
interessante und aktuelle Themen
besprochen und es fand ein kon-
struktiver, arbeitsfeldbezogener In-
formations- und Erfahrungsaus-
tausch statt.

Welche Erwartungen hast Du
für die nächsten Jahre?

Ich hoffe auf einen Erhalt der mo-
mentan noch guten Arbeitsbedin-
gungen in unserer Einrichtung. Von
einer Verbesserung kann man wohl
nur träumen.

Betriebsrat des
LHW Rheingau-Taunus e.V.



Qualifizierung von be-
hinderten Menschen
sammeln konnten. Die
Qualifizierung ge-
schieht durch Vermitt-
lung theoretischer und
praktischer Kenntnisse,
Fertigkeiten und Fähig-
keiten, die für die be-
rufliche Bildung, Förde-
rung und Rehabilitation
sowie persönliche Entwicklung
behinderter Menschen wesentlich
sind. Angebote der Rehabilitation
und Teilhabe am Arbeitsleben er-
fordern individuelle Passgenauig-
keit, Flexibilität und Koordination,
wenn es darum geht, personen-
und sozialraumorientierte Hilfen
zu planen und effektiv umzuset-
zen.
Aus Sicht der Gewerkschaften war
auch ein Ziel, durch Schaffung ei-
nes eigenständigen Berufsbildes
eine höhere gesellschaftliche Ak-
zeptanz, verbunden mit besserer
tariflicher Vergütung zu schaffen.

Was hat sich seitdem positiv
verändert?

Positiv finde ich die intensive Di-
skussion in den Ausschüssen über
die Qualität des Abschlusses.
Mittlerweile hat sich in Hessen
herumgesprochen, dass eine er-
folgreiche Prüfung nicht in den
Schoß fällt. Es gibt Prüfungen oh-
ne positiven Abschluss. Konsens
ist heute, dass nur als gFAB arbei-
ten sollte, wer in den Werkstätten
als „Vorbild“ hinsichtlich des ge-
setzlichen Werkstättenauftrages
dienen könnte. Das ist gut so!
Ebenfalls positiv: Es gibt keine
unterschiedlichen Auffassungen
zwischen den Vertretern der Ar-
beitgeber, der Arbeitnehmer und
der Bildungsträger im Ausschuss

Zivildienst
kann„freiwillig“
verlängert werden
Während der Wehrdienst noch
in diesem Jahr auf ein halbes
Jahr verkürzt wird, sollen Zivis
ihren Dienst „freiwillig“ um
drei bis sechs Monate verlän-
gern dürfen. So sieht es ein
Bundeskabinetts-Beschluss
vom 25. Mai vor. „Außeror-
dentlich froh“ sei er darüber,
erklärte der Hauptgeschäfts-
führer des Paritätischen Ge-
samtverbands, Ulrich Schnei-
der, und fügte hinzu: „Es ist zu
begrüßen, dass die freiwillige
Verlängerung geschaffen wird
und jetzt auch zügig ein Kon-
zept zur Reform der Freiwilli-
gendienste vorgelegt werden
soll.“ Vor allem Schneiders
Verband hatte wiederholt vor
dem Exitus des Zivildienstes
bei einer halbjährigen Befri-
stung gewarnt. Zur Begrün-
dung wurde u. a. auf die lange
Einarbeitungszeit und die Un-
zumutbarkeit für Hilfsbedürfti-
ge verwiesen, im Halbjahres-
takt den Betreuer zu wechseln.
Die jetzt getroffene Vereinba-
rung verspricht ein erkleckli-
ches Geschäft. Anders als im
Falle einer Dienstzeitverlänge-
rung beim Bund werden „frei-
willige“ Zivis weiter so
schlecht bezahlt wie in den er-
sten sechs Monaten. Sie erhal-
ten einen durchschnittlichen
Stundenlohn von 3,75 Euro,
während der Mindestlohn für
Pflegekräfte im Westen 8,50
Euro beträgt. Die Zentralstelle
für Recht und Schutz der
Kriegsdienstverweigerer kriti-
siert vor diesem Hintergrund,
dass es der Regierung „allem
Anschein nach um die Schaf-
fung eines Billiglohnsektors
mit Pflichtdienststrukturen im
Sozialbereich“ gehe.

Kurzmeldung
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Der Kommentar

Stellt ELENA uns unter Generalverdacht...?

Seit diesem Jahr müssen nun
Arbeitgeber das ELENA-Verfah-
ren anwenden und zahlreiche
Arbeitnehmerdaten an eine
staatliche Datensammelstelle
(ZSS) übermitteln. Hierzu gehö-
ren unter anderem Angaben
über Fehlzeiten, Tätigkeit, Bil-
dungsstand, Arbeitszeit und
Änderungen der Arbeitszeit.
Zielsetzung dieser Datenerhe-
bung ist es, zu allen sozialversi-
cherungsrechtlichen Fragen ei-
ne zentrale Auskunftsdatei zu
haben und so den bürokrati-
schen Akt zu erleichtern und die
Bürokratiekosten zu senken.
Wenn ELENA umgesetzt ist,
spart der Steuerzahler 85,6 Milli-
onen EURO. Klingt doch gut…
Aber mal ehrlich: gab es da
nicht auch so was wie Persön-
lichkeitsrechte, ein Recht auf in-
formelle Selbstbestimmung.
Dieses Recht genießt sogar Ver-
fassungsrang. Dann war da
noch die Sache mit dem Daten-
schutz, wonach alles Sammeln
von Daten dem Prinzip der Da-
tensparsamkeit, der Datenver-

meidung und der Zweckbin-
dung zu folgen hat. Die Erfinder
von ELENA haben ihre Prioritä-
ten wohl anders gesetzt. Daten-
schutz – und das meint Schutz
der Persönlichkeit – scheint aus
ihrer Sicht eine „Krake“ für ELE-
NA zu sein.
Dass der Datenschutz doch
noch eine Bedeutung hat, zeigt
das Urteil zur Vorratsdatenspei-
cherung. Hier hat das Bundes-
verfassungsgericht die Massen-
datenspeicherung erst einmal
gestoppt. Eine Verfassungsbe-
schwerde liegt nun auch gegen
das ELENA-Verfahren vor. Es
bleibt allerdings abzuwarten,
wie das höchste Gericht ent-
scheidet. Zu wünschen ist, dass
das Bundesverfassungsgericht
eindeutiger der staatlichen
Sammelwut einen Riegel vor-
schiebt. Das wäre jedenfalls
dringend nötig.
Worum geht es also: Es geht um
die Wahrung der Persönlich-
keitsrechte und um den staatlich
garantierten Schutz der Privats-
phäre. Das Argument des Büro-

kratieabbaus oder der Kostener-
sparnis ist in diesem Zu-
sammenhang eine Verhöhnung
dieser elementaren Grundrech-
te. Das von Befürwortern gern
kolportierte Argument „…ich
hab ja nichts zu verbergen“
haut dabei dem Fass den Boden
aus. Informelle Selbstbestim-
mung heißt doch: Ich bestimme
WER, WELCHE Daten über
mich erhält. Der Leitsatz sollte
also eher lauten: „…was ich
nicht sage, geht keinen was
an!“. Alles andere würde jeden
Arbeitnehmer unter General-
verdacht stellen, einer Straftat
oder einen Sozialleistungsmiss-
brauch begangen zu haben.
Das jedoch darf in einem
Rechtsstaat nicht sein! (in dubio
pro reo).

Jörg Schroeder
Betriebsrat

der Lebenshilfe Gießen e.V.

Berichte aus den Einrichtungen
LHW Waldeck Frankenberg nimmt gFAB-Ausbildung selbst in die Hand
Wie ist eine gute und praxis-
orientierte Ausbildung für eine
„Fachkraft für Arbeits- und
Berufsförderung“ sicherzu-
stellen? Diese Frage hat man
sich beim Lebenshilfe-
Werk in Waldeck-Fran-
kenberg gestellt.
Da die Ausbildungsprü-
fungsverordnung keine
speziellen Lehrgänge
vorschreibt, entschloss
man sich dazu, die Prü-
f u n g s v o r b e re i t u n g
innerbetrieblich zu ge-
stalten. Dabei war von
Anfang an klar, dass es
bei diesem Projekt nicht
um eine Billiglösung ge-
hen soll, sondern eine
gute Qualifikation für
die praktische Arbeit in einer
WfbM im Vordergrund steht.
Bei der Projektplanung gab es
auch kritische Stimmen. Der
Betriebsrat sah das Vorhaben
anfangs mit gemischten Ge-
fühlen, ließ sich dann aber von
dem fertigen Gesamtkonzept
überzeugen.
Um die Ausbildung inhaltlich
vorzubereiten und durchzu-

führen, wurde ein Kollege aus
dem Sozialen Dienst mit einer
halben Stelle für den Projekt-
zeitraum freigestellt.
Der interne Vorbereitungskurs

strebt eine Qualifizierung der
Teilnehmer zur „geprüften
Fachkraft zur Arbeits- und Be-
rufsförderung in Werkstätten
für behinderte Menschen“ an.
Er vermittelt ihnen theoreti-
sches und praktisches Grund-
wissen im Bereich der beruf-
lichen und sozialen Rehabilita-
tion von Menschen mit Behin-
derung.

Die KollegInnen werden in ins-
gesamt 12 – 14 dreitägigen
Schulungen auf die staatliche
Prüfung vorbereitet. Darüber
hinaus werden Lerngruppen

gebildet, die sich
außerhalb der Schu-
lungsblöcke, während
der Arbeitszeit, treffen
um die Lerninhalte zu
vertiefen. Inhaltlich
werden die Schulungs-
blöcke durch die Ein-
bindung externer Fach-
leute zu Spezialthemen
erweitert.
An diesem Vorberei-
tungskurs nehmen acht
KollegInnen aus dem
Lebenshilfe-Werk teil.
Jedem/r ist ein erfahre-

ner Kollege als Mentor zur Sei-
te gestellt.
Die Ausbildung läuft nun seit
März 2009. Die staatliche Prü-
fung wird voraussichtlich An-
fang 2011 erfolgen.
Die Stimmung bei den Kursteil-
nehmern ist sehr gut. Das Aus-
bildungskonzept wird positiv
beurteilt, – auch vom Betriebs-
rat. js

Das Interview

Als Gymnasiallehrer für Sport,
Geschichte und Politik hat der Pil-
lenknick der 80er mich in die
WfbM geführt. Seit 1983 beim
Gemeinnützigen Verein für Be-
hindertenhilfe Wiesbaden und
Rheingau Taunus als Sportlehrer
tätig – 16 Jahre im Betriebsrat.
Von 1994 – 2007 Betriebsratsvor-
sitzender.

Was waren deine Motive,
Mitglied im Prüfungsausschuss
zu werden?

Wer wie ich von der Ausbildung
her eine qualifizierte Berufsausbil-
dung als wichtigen Beitrag zur
Teilhabe an unserer Gesellschaft
ansieht konnte mit der früheren
Weiterqualifizierung der Fachkraft
für Arbeits- und Berufsförderung
nicht zufrieden sein. Daher war es
logische Konsequenz, dass der
Aufruf um Mitarbeit in den Aus-
schüssen bei mir auf fruchtbaren
Boden fiel. Seit 2008 bin ich zu-
dem stellvertretender Vorsitzender
des Unterausschusses gFAB des
Berufsbildungsausschusses beim
Regierungspräsidenten in Gießen.

Die Prüfungsverordnung zur
gFAB in Werkstätten für behin-
derte Menschen gilt seit Juli
2001. Was zeichnet sie inhaltlich
aus und welche Ziele wurden
damit hauptsächlich verfolgt?

Ziel ist die Qualifizierung der in der
WfbM und in ähnlichen Einrich-
tungen der beruflichen Qualifizie-
rung und Rehabilitation tätigen
Fachkräfte mit der Schaffung ei-
nes eigenständigen Berufsbildes.
Damit soll der Praxis Rechnung
getragen werden, dass viele FAB
zwar einen Berufsabschluss vor-
weisen, in der Regel aber noch
nicht Erfahrung in der beruflichen

hinsichtlich Qualitäts-
anforderungen der
Prüfung. Wer die Prü-
fung besteht, kann zu
Recht sehr stolz auf
das Ergebnis sein.
Die zu Prüfenden le-
gen überwiegend
sehr fundierte Haus-
arbeiten vor – ich ler-
ne bei den Präsenta-

tionen unwahrscheinlich viel. Da
stehe ich als Prüfer nicht allein.
Verbesserungsfähig ist die Unter-
stützung einzelner Werkstätten
bei den Prüfungsvorbereitungen.
Die Vorbereitungen schaffe ich
nicht mit „links“. Einige Werkstät-
ten haben noch nicht erkannt,
dass ein gFAB ein Qualitätsmerk-
mal für die Einrichtung ist. Das
muss sich ändern.

Das lange geforderte bundesweit
anerkannte Berufsbild der Grup-
penleiter ist Realität geworden.
Was sagst du zu deren Eingrup-
pierung im neuen Vergütungssy-
stem des Sozial- und Erziehungs-
dienstes?

Da kann ich nur Götz von Berli-
chingen zitieren. Die FAB sind aber
selbst an der Situation schuld. So-
lange die FAB eher im ADAC als in
den Gewerkschaften oder Berufs-
verbänden Mitglied sind, werden
wir immer weiter tariflich runter-
fallen. Für die Gewerkschaften
sind wir mangels Organisations-
grad eine „Nullnummer“. Nur
wenn wir dies ändern, ändert sich
auch der Tarif. Es ist leider Fakt: In
den Kindergärten wird in Zukunft
deutlich besser gezahlt werden als
in den WfbM. Für mich war die
Lethargie der FAB mit ein Grund,
mein Engagement im Betriebsrat
einzustellen.

Lothar Simon

Verdi

ver.di ist nach demokratischen
Grundsätzen aufgebaut. Dazu
gehört, dass alle Mitglieder im
Abstand von vier Jahren auf al-
len Ebenen der Organisation
und in allen Bezirken ihre Dele-
gierten und ihre Vorstände neu
wählen und über Anträge und
Beschlüsse auch die Politik ihrer
Gewerkschaft beeinflussen.
Die Organisationswahlen begin-
nen mit betriebsnahen und/oder
örtlichen Mitgliederversamm-
lungen, zu denen alle 2,1 Millio-
nen Mitglieder eingeladen wer-

den müssen und enden mit dem
Bundeskongress mit 1009 Dele-
gierten, in dem der Gewerk-

Wir sind alle Griechen!

In den letzten Wochen musste
man nicht unbedingt nur die
„Bild“-Zeitung lesen, um an
einer beispiellosen Hetzkam-
pagne gegen Griechenland
teilzuhaben. Die Zeiten, in de-
nen unter König Ot-
to„Rehakles“ dieses Ländle
Fußball-Europameister wurde
und dieser Vorgang ungläubi-
ge Bewunderung allerorts her-
vorrief, sind längst vorbei.
Heute gibt es nicht wenige
Deutsche, die eine Stinkwut
auf dieses Land haben. Wa-
rum? Weil „wir Steuerzahler“
für „die“ bezahlen müssen,
die statt zu arbeiten lieber de-
monstrieren gehen!
Wofür diese Steuern wirklich
bezahlt werden, beschreibt
Frank Thewes, Korrespondent
der Zeitung „Focus“, die
wahrlich nicht wegen ihrer ra-
dikalen Gesellschaftskritik be-
kannt ist: „Ohne die Kredite
aus anderen Euro-Ländern wie
Deutschland müsste Griechen-
land in diesen Tagen seine
Zahlungsunfähigkeit erklären:
Banken, die dem griechischen
Staat zehn Milliarden Euro ge-
liehen hätten, bekämen keine
Zinsen mehr – und wahr-
scheinlich nur noch fünf bis
sieben Milliarden ihres Kapitals
zurück. Jetzt erhalten sie wei-
ter fette Zinsen und bis Ende
2012 ihr Kapital voll zurück.
Denn dafür garantieren die eu-
ropäischen Steuerzahler – am
stärksten die Deutschen.“ Das
ist die bittere Wahrheit! Aber
um die darf es mal wieder
nicht gehen. Ansonsten kä-
men die Deutschen auch noch
auf die Idee, gegen die wahren
Verursacher der Krise auf die
Straße zu gehen. hs
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schaftsrat und
der Bundesvor-
stand mit
dem/der Vor-
sitzenden neu
gewählt wer-
den.
Derzeit finden
die Mitglieder-
versammlun-
gen in den Re-
gionen und

großen Betriebsgruppen statt.
Um der Behindertenhilfe eine
bessere Anbindung an ver.di zu

sichern, ist es wichtig, dass Kolle-
ginnen und Kollegen aus diesem
Bereich bereit sind, Verantwor-
tung zu übernehmen und sich in
gewerkschaftliche Gremien
wählen lassen.
Insbesondere im Fachbereich 03
sollten die Beschäftigten auf den
Regionalkonferenzen Ihre Inter-
essen in Form von Anträgen for-
mulieren und für die zu wählen-
den Gremien kandidieren. Ziel
sollte es sein, ein AKAB-Mitglied
im Landesfachbereichsvorstand
03 zu platzieren. js

„Wer die Prüfung besteht, kann zu Recht sehr stolz sein.“

Organisationswahlen sind innergewerkschaftliche Demokratie!


